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Gesetzliche Grundlagen für die Haftung von Organmitgliedern 
 
 

Auszug aus dem Sozialgesetzbuch (SGB) Viertes Buch (IV) - Gemeinsame Vorschrif-
ten für die Sozialversicherung - (Artikel I des Gesetzes vom 23. Dezember 1976, 
BGBl. I S. 3845) in der Fassung v. 12.11.2009 (BGBl. I 3710, 3973; 2011 I 363) zu-
letzt geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 10.12.2021  (BGBl. I S. 5162) 
 
 

§ 42 SGB IV Haftung 
(1) Die Haftung der Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane richtet sich bei Verletzung einer 

ihnen einem Dritten gegenüber obliegenden Amtspflicht nach § 839 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und Artikel 34 des Grundgesetzes. 
 

(2) Die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane haften für den Schaden, der dem Versiche-
rungsträger aus einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verletzung der ihnen oblie-
genden Pflichten entsteht. 

 
(3) Auf Ersatz des Schadens aus einer Pflichtverletzung kann der Versicherungsträger nicht 

im Voraus, auf einen entstandenen Schadensersatzanspruch nur mit Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde verzichten. 

 
(4) Für Versichertenälteste und Vertrauenspersonen gelten die Absätze 1 bis 3 entspre-

chend. 
 
§ 89 SGB IV Aufsichtsmittel 

(1) 1Wird durch das Handeln oder Unterlassen eines Versicherungsträgers das Recht ver-
letzt, soll die Aufsichtsbehörde zunächst beratend darauf hinwirken, dass der Versi-
cherungsträger die Rechtsverletzung behebt. 2Kommt der Versicherungsträger dem 
innerhalb angemessener Frist nicht nach, kann die Aufsichtsbehörde den Versiche-
rungsträger verpflichten, die Rechtsverletzung zu beheben. 3Die Verpflichtung kann 
mit den Mitteln des Verwaltungsvollstreckungsrechts durchgesetzt werden, wenn ihre 
sofortige Vollziehung angeordnet worden oder sie unanfechtbar geworden ist. 4Die 
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Aufsicht kann die Zwangsmittel für jeden Fall der Nichtbefolgung androhen. 5§ 13 Ab-
satz 6 Satz 2 des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes ist nicht anwendbar. 
 

(2) Absatz 1 gilt für die Aufsicht nach § 87 Absatz 2 entsprechend. 
 

(3) 1Die Aufsichtsbehörde kann verlangen, dass die Selbstverwaltungsorgane zu Sitzun-
gen einberufen werden. 2Wird ihrem Verlangen nicht entsprochen, kann sie die Sit-
zungen selbst anberaumen und die Verhandlungen leiten. 

 
 
Auszug aus dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, das zuletzt durch Artikel 1und 2 Satz 2 des Gesetzes vom 29.09.2020 (BGBl. I 
2048) geändert worden ist.  
 
 

Art 34 GG Haftung bei Amtspflichtverletzung 
1Verletzt jemand in Ausübung eines ihm anvertrauten öffentlichen Amtes die ihm einem Drit-
ten gegenüber obliegende Amtspflicht, so trifft die Verantwortlichkeit grundsätzlich den 
Staat oder die Körperschaft, in deren Dienst er steht. 2Bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit 
bleibt der Rückgriff vorbehalten. 3Für den Anspruch auf Schadensersatz und für den Rückgriff 
darf der ordentliche Rechtsweg nicht ausgeschlossen werden. 
 
 
Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 
2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 21.12.2021 (BGBl. I S. 5252) geändert worden ist 
 
 

§ 839 BGB Haftung bei Amtspflichtverletzung 
(1) 1Verletzt ein Beamter vorsätzlich oder fahrlässig die ihm einem Dritten gegenüber ob-

liegende Amtspflicht, so hat er dem Dritten den daraus entstehenden Schaden zu er-
setzen. 2Fällt dem Beamten nur Fahrlässigkeit zur Last, so kann er nur dann in An-
spruch genommen werden, wenn der Verletzte nicht auf andere Weise Ersatz zu er-
langen vermag. 
 

(2) 1Verletzt ein Beamter bei dem Urteil in einer Rechtssache seine Amtspflicht, so ist er 
für den daraus entstehenden Schaden nur dann verantwortlich, wenn die Pflichtverlet-
zung in einer Straftat besteht. 2Auf eine pflichtwidrige Verweigerung oder Verzöge-
rung der Ausübung des Amts findet diese Vorschrift keine Anwendung. 
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(3) Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Verletzte vorsätzlich oder fahrlässig unterlas-
sen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden. 

 


